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Satzung vom 24.10.2012 zur 1. Änderung der Satzung der Stadt Sankt Augustin 
über die Erhebung der Vergnügungssteuer (Vergnügungssteuersatzung) 

vom 16.09.2009 
 
 
Aufgrund des § 7 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW 1994, S. 666) und der 
§§ 1 bis 3 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) 
vom 21. Oktober 1969 (GV NW 1969, S. 712) in der bei Erlass dieser Satzung 
jeweils gültigen Fassung hat der Rat der Stadt Sankt Augustin in seiner Sitzung am 
24.10.2012 folgende Satzung beschlossen: 
 
 
Artikel I 
 
Die Satzung der Stadt Sankt Augustin über die Erhebung der Vergnügungssteuer 
(Vergnügungssteuersatzung) vom 16.09.2009 wird wie folgt geändert: 
 
 
(1) § 8 Abs. 2 Ziffer 1 Buchstabe a 

 
„bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit 13,5 v. H. des Einspielergebnisses“ 

 
 
(2) § 8 Abs. 2 Ziffer 2 Buchstabe a 

 
„bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit 13,5 v. H. des Einspielergebnisses“ 
 
 

Artikel II 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. 

 

 

 
Sankt Augustin, den 19.11.2012 Klaus Schumacher, Bürgermeister 
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3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 113 „Haus Heidefeld“ 
 
Der Rat der Stadt Sankt Augustin hat in seiner Sitzung am 24.10.2012 die 3. 
Änderung des Bebauungsplans Nr. 113 „Haus Heidefeld“ gemäß den §§ 7 und 41 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) und des § 10 
Baugesetzbuch (BauGB) jeweils in der zum Zeitpunkt dieser Bekanntmachung 
gültigen Fassung als Satzung beschlossen sowie die Begründung hierzu. 
 
Der Geltungsbereich umfasst den Bereich Siegburg/Mülldorf, Flur 1, südlich der 
Granthamallee und westlich der Rathausallee. 
 
Der Geltungsbereich ist aus dem nachfolgend abgedruckten Kartenausschnitt der 
Geobasisdaten der Kommunen und des Landes NRW © Geobasis NRW 2011 
ersichtlich. 
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Der vorgenannte Bebauungsplan kann einschließlich der Begründung während der 
Dienststunden  
 

montags 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
dienstags bis donnerstags 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
freitags 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
 

im 2. Obergeschoss des Rathauses der Stadt Sankt Augustin, Markt 1, 53757 Sankt 
Augustin im Fachdienst 6/10/1 (Stadtplanung), eingesehen werden. 
 
 
Hinweise: 
 
1. Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften gemäß § 7 Abs. 6 GO 

NRW kann gegen die Satzungen nach Ablauf eines Jahres nach ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b.) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 

Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht 
worden, 

c.) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet  
oder 

d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
 

2. Es wird darauf hingewiesen, dass eine beachtliche Verletzung der in § 214 Abs. 
1, Nr. 1 bis 4 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, sowie eine 
unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes dann unbeachtlich ist, wenn sie gemäß § 215 BauGB 
nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung unter Darlegung des 
die Verletzung begründeten Sachverhaltes geltend gemacht worden sind. 

 
Unbeachtlich werden nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorganges, wenn sie nicht ebenfalls innerhalb eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung gegenüber der Stadt geltend gemacht worden sind. 
 
Entsprechendes gilt, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB (Bebauungspläne, 
die im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt wurden) 
beachtlich sind. 
 
 

3. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des BauGB über 
die Entschädigung der durch den Bebauungsplan eingetretenen 
Vermögensnachteile sowie die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender 
Entschädigungsansprüche wird hiermit hingewiesen. 
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4. Ort und Zeit der Einsichtnahme sowie die auf Grund des Baugesetzbuches und 
der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-Westfalen erforderlichen Hinweise 
werden hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 
 
 
 
Sankt Augustin, den 22.11.2012 Klaus Schumacher, Bürgermeister 
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1. Änderung des Bebauungsplans Nr.: 406/4A „Marie-Curie-Straße“ 
 
Der Rat der Stadt Sankt Augustin hat in seiner Sitzung am 24.10.2012 die 1. 
Änderung des Bebauungsplans Nr.: 406/4A „Marie-Curie-Straße“ einschließlich der 
auf Grund des § 86 Abs. 4 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO 
NRW) in der zum Zeitpunkt dieser Bekanntmachung gültigen Fassung im 
Bebauungsplan aufgenommenen gestalterischen Festsetzungen gemäß den §§ 7 
und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) und des 
§ 10 Baugesetzbuch (BauGB) jeweils zum Zeitpunkt dieser Bekanntmachung 
gültigen Fassung, als Satzung beschlossen, sowie die Begründung hierzu. 
 
Der Geltungsbereich umfasst den Bereich Gemarkung Obermenden, Flur 8, südlich 
der Autobahnauffahrt (A 560), nördlich der Marie-Curie-Straße, westlich der Parzelle 
2537 und östlich der Parzelle 2487. 
 
Der Geltungsbereich ist aus dem nachfolgend abgedruckten Kartenausschnitt der 
Geobasisdaten der Kommunen und des Landes NRW © Geobasis NRW 2011 
ersichtlich. 
 

 

 

Der vorgenannte Bebauungsplan kann einschließlich der Begründung während der 
Dienststunden  
 
montags 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
dienstags bis donnerstags 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
freitags 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
 

 
im 2. Obergeschoss des Rathauses der Stadt Sankt Augustin, Markt 1, 53757 Sankt 
Augustin im Fachdienst 6/10/1 (Stadtplanung), eingesehen werden. 
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Hinweise: 
 
5. Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften gemäß § 7 Abs. 6 GO 

NRW kann gegen die Satzungen nach Ablauf eines Jahres nach ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b.) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 

Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht 
worden, 

c.) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet  
oder 

d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
 

6. Es wird darauf hingewiesen, dass eine beachtliche Verletzung der in § 214 Abs. 
1, Nr. 1 bis 4 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, sowie eine 
unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes dann unbeachtlich ist, wenn sie gemäß § 215 BauGB 
nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung unter Darlegung des 
die Verletzung begründeten Sachverhaltes geltend gemacht worden sind. 

 
Unbeachtlich werden nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorganges, wenn sie nicht ebenfalls innerhalb eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung gegenüber der Stadt geltend gemacht worden sind. 
 
Entsprechendes gilt, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB (Bebauungspläne, 
die im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt wurden) 
beachtlich sind. 
 
 

7. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des BauGB über 
die Entschädigung der durch den Bebauungsplan eingetretenen 
Vermögensnachteile sowie die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender 
Entschädigungsansprüche wird hiermit hingewiesen. 

 
8. Ort und Zeit der Einsichtnahme sowie die auf Grund des Baugesetzbuches und 

der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-Westfalen erforderlichen Hinweise 
werden hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

 
 
 
 
Sankt Augustin, den 22.11.2012 Klaus Schumacher, Bürgermeister 
 
 


